
Stephan Stracke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Bei der Festsetzung der Höhe des Mindestlohns geht 
es im Grundsatz um eine Lösung eines Zielkonflikts. 
Dieser Zielkonflikt besteht zwischen der Beschäftigungs-
sicherung einerseits und der Armutsvermeidung anderer-
seits. Bei der Einführung des Mindestlohns ging dieser 
erstaunlich problemlos über die Bühne. Das hat sicherlich 
mit dem konjunkturellen Umfeld zu tun, aber auch damit, 
dass die Eingriffsintensität des Mindestlohns in das 
Lohngefüge von der Wissenschaft weitgehend über-
schätzt wurde.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
wussten das vorher! Wir haben Professor Un-
sinn nie ein Wort geglaubt!)

Wir stellen allerdings fest, dass es seit Einführung des 
Mindestlohns erhebliche Verstöße zu verzeichnen gab. 
2017 waren es schätzungsweise 1,8 Millionen Fälle. 
Das zeigt, worin unsere Aufgabe liegt: Wir müssen die 
Kontrolldichte erhöhen, um verstärkt gegen Verstöße 
vorgehen zu können. Das tun wir auch, beispielsweise 
mit der Stärkung der Zollverwaltung und vielen anderen 
Dingen mehr.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das machen Sie schon seit 2015, 
und es klappt nicht!)

Das tut in diesem Bereich gut.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da 
könnt ihr noch ein paar Schippen drauflegen!)

Im Zuge der Coronakrise stecken wir jetzt allerdings in 
der tiefsten Rezession der Nachkriegsgeschichte. Damit 
unterliegt der Mindestlohn zum ersten Mal einer Bewäh-
rungsprobe. Wir müssen alles daransetzen – und das tun 
Koalition und Regierung –, Beschäftigung in dieser Pha-
se zu sichern und nicht zu gefährden. Derjenige, der jetzt 
für eine schlagartige Erhöhung des Mindestlohns auf 
12 Euro ist, der gefährdet im Ergebnis Beschäftigung, 
und das ist kontraproduktiv. Man spielt nicht mit Arbeits-
plätzen, und man spielt auch nicht mit Existenzen. Das ist 
der Grund, weswegen wir den vorliegenden Antrag ab-
lehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Anpassung des Mindestlohns ist nicht Aufgabe 
von Politik. Wir haben ihn einmal festgesetzt,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Damals 
zu niedrig! Sonst hätten wir das Problem 
nicht!)

aber dann das weitere Vorgehen aus guten Gründen der 
Mindestlohnkommission übergeben; denn wir wissen, 
dass es die Tarifvertragsparteien sind, die für die Fest-
setzung des Tariflohns berufen sind. Lohnpolitik ist im 
Übrigen genauso wie Geldpolitik nicht originäre Aufgabe 
des Staates. Deswegen haben wir die Tarifautonomie als 
wesentliches Prinzip im Grundgesetz etabliert. Die Tarif-
vertragsparteien sind für die Lohnfindung zuständig, und 
die Lohnentwicklung bestimmt letztendlich die Höhe des 
Mindestlohns. Umgekehrt gilt im Übrigen, dass der Min-

destlohn in einigen Branchen die Tarifdynamik beein-
flusst. Diese Wechselwirkung muss man sich klar vor 
Augen halten.

Die Mindestlohnanpassung folgt der Tariflohnent-
wicklung. Das ist eine gute Regel. Sie hat sich bewährt, 
und an ihr wollen wir festhalten;

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Kollege Zimmer hat vorhin 
etwas anderes gesagt! Da müssen Sie sich mal 
einigen!)

denn sie nimmt diejenigen in die Verantwortung, die für 
die Tarifentwicklung in diesem Lande am besten berufen 
sind, nämlich die Tarifvertragsparteien.

Herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Stracke. – Damit schließe 

ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/20030 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Ich sehe und höre, das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

– Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundesre-
gierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der „United Na-
tions Interim Force in Lebanon“ (UNI-
FIL)

Drucksachen 19/19003, 19/19588

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/19607

Über die Beschlussempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses zu dem Antrag der Bundesregierung werden wir 
später namentlich abstimmen. Die Stimmabgabe wird 
nach Eröffnung der Abstimmung wieder für die Dauer 
von 30 Minuten in der Westlobby möglich sein.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Dr. Daniela De Ridder, SPD-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Daniela De Ridder (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Gäste! „Man vergisst vielleicht, 
wo man die Friedenspfeife begraben hat. Aber man ver-
gisst niemals, wo das Beil liegt.“ Dieses Zitat von Mark 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 165. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 17. Juni 2020                                                                                                                                                                                                20577 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 


